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Aufgrund des § 3 Abs. 4 Satz 1 und 2 Nr. 3 
und Abs. 5 in Verbindung mit § 15 Abs. 6 
Satz 1 und 2 Nr. 2 des Düngegesetzes vom 
9. Januar 2009 (BGBl. I S. 54, 136), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 10. August 2021 
(BGBl. I S. 3436), jeweils in Verbindung mit 
§ 13 Abs. 2 und § 13a Abs. 1 Satz 1, Abs. 3 
Satz 1 und 3 und Abs. 6 der Düngeverord-
nung vom 26. Mai 2017 (BGBl. I S. 1305), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. Au-
gust 2021 (BGBl. I S. 3436), verordnet die 
Landesregierung:

Artikel 1

Die Ausführungsverordnung zur Dünge-
verordnung vom 16. Dezember 2020 (GVBl. 
S. 964) wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a)  In Abs. 1 wird die Angabe „allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift zur Ausweisung 
von mit Nitrat belasteten und eutro-
phierten Gebieten (AVV Gebietsauswei-
sung; BAnz AT 10. November 2020 B4)“ 
durch „AVV Gebietsausweisung vom 
10. August 2022 (BAnz AT 16. August 
2022 B2)“ ersetzt.

b)  In Abs. 2 Satz 3 werden die Wörter 
„Form papierhaft“ durch „digitaler Form“ 
ersetzt.

c)  In Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe „das 
Geoportal Hessen (www.geoportal.
hessen.de)“ durch „den Geobox-Viewer 
(https://geobox-i.de/GBV-HE/)“ ersetzt.“

2.  In § 2 Satz 2 wird die Angabe „50“ durch 
„20“ ersetzt. 

3. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)  In Satz 3 werden die Wörter „oder 
Kompost“ gestrichen.

bb)  In Satz 4 wird nach dem Wort „kön-
nen“ das Wort „überwiegend“ ein-
gefügt. 

b)  In Abs. 3 wird nach dem Wort „Betrieb“ 
das Wort „ausschließlich“ eingefügt und 
wird die Angabe „Satz 1“ durch „Satz 3“ 
ersetzt.

4.  In § 5 Satz 1 wird das Wort „bereitgestellte“ 
durch das Wort „bestimmte“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der 
Verkündung in Kraft.

*) Ändert FFN 85-78

Verordnung zur Änderung der Ausführungsverordnung zur Düngeverordnung*)

Vom 21. November 2022

Wiesbaden, den 21. November 2022

Hessische Landesregierung

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t

R h e i n

D i e  M i n i s t e r i n  f ü r  U m w e l t ,  
K l i m a s c h u t z ,  L a n d w i r t s c h a f t  

u n d  Ve r b r a u c h e r s c h u t z

H i n z
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Aufgrund des § 5 Abs. 6 des EAH-Geset-
zes vom 15. Dezember 2009 (GVBl. I S. 716, 
717), zuletzt geändert durch Gesetz vom  
28. September 2014 (GVBl. S. 218, 220), 
verordnet die Ministerin für Digitale Strategie 
und Entwicklung im Einvernehmen mit dem 
Minister für Wirtschaft, Energie, Verkehr und 
Wohnen:

Artikel 1

In § 2 Satz 2 der EAH-Datenübermitt-
lungsverordnung vom 24. Dezember 2009 
(GVBl. I S. 771), zuletzt geändert durch Ver-

ordnung vom 19. November 2014 (GVBl.  
S. 303), wird die Angabe „2022“ durch „2032“ 
ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der 
Verkündung in Kraft.

*) Ändert FFN 304-33

Dritte Verordnung 
zur Änderung der EAH-Datenübermittlungsverordnung*)

Vom 17. November 2022

Wiesbaden, den 17. November 2022

Die Hessische Ministerin  
für Digitale Strategie und Entwicklung

P r o f .  D r.  S i n e m u s
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Aufgrund des § 89 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
und 4 in Verbindung mit Abs. 11 der Hessi-
schen Bauordnung vom 28. Mai 2018 (GVBl. 
S. 198), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
3. Juni 2020 (GVBl. S. 378), verordnet der 
Minister für Wirtschaft, Energie, Verkehr und 
Wohnen:

Inhaltsübersicht

§   1  Begriffe
§  2  Allgemeine Anforderungen

§  3  Zu- und Abfahrten

§  4  Rampen

§  5  Einstellplätze und Fahrgassen

§  6  Lichte Höhe

§  7  Tragende Wände, Pfeiler, Stützen, De-
cken, Dächer von Mittel- und Großgara-
gen

§  8  Außenwände

§  9  Trennwände, sonstige Innenwände, 
Tore und Einbauten

§ 10  Gebäudeabschlusswände

§ 11  Wände, Pfeiler, Stützen und Decken 
sowie  Öffnungen  in  Trennwänden  von 
Kleingaragen

§ 12  Rauchabschnitte, Brandabschnitte

§ 13  Verbindungen zu Garagen und zwi-
schen Garagengeschossen von Mittel- 
und Großgaragen

§ 14  Rettungswege

§ 15  Beleuchtung

§ 16  Lüftung

§ 17  Feuerlöschanlagen, Rauch- und Wär-
meabzug

§ 18  Brandmeldeanlagen

§ 19  Betriebsvorschriften

§ 20  Abstellen von Kraftfahrzeugen in ande-
ren Räumen als Garagen

§ 21  Bauvorlagen, Feuerwehrpläne

§ 22  Weitergehende Anforderungen

§ 23  Ordnungswidrigkeiten

§ 24  Inkrafttreten, Außerkrafttreten

§ 1

Begriffe
(1) Offene Garagen sind Garagen, die un-

mittelbar ins Freie führende nicht verschließ-
bare Öffnungen in einer Größe von insgesamt 
mindestens  einem  Drittel  der  Gesamtfläche 
der Umfassungswände haben, bei denen 
mindestens zwei sich gegenüberliegende Um-
fassungswände mit den ins Freie führenden 
Öffnungen nicht mehr als 70 m voneinander 

entfernt sind, eine ständige Querlüftung vor-
handen ist und im Brandfalle die Abführung 
von Wärme und Rauch nicht behindert wird.

(2)  Offene  Kleingaragen  sind  Kleingara-
gen, die unmittelbar ins Freie führende nicht 
verschließbare Öffnungen in einer Größe von 
insgesamt mindestens einem Drittel der Ge-
samtfläche der Umfassungswände haben.

(3) Geschlossene Garagen sind Garagen, 
die die Voraussetzungen nach Abs. 1 und 2 
nicht erfüllen.

(4) Oberirdische Garagen sind Garagen, 
deren Fußboden im Mittel nicht mehr als 
1,50 m unter der Geländeoberfläche liegt.

(5) Automatische Garagen sind Garagen 
ohne Personen- und Fahrverkehr, in denen 
die Kraftfahrzeuge mit mechanischen För-
deranlagen von der Garagenzufahrt zu den 
Garageneinstellplätzen befördert und eben-
so zum Abholen an die Garagenausfahrt zu-
rückbefördert werden.

(6) Ein Einstellplatz ist eine Fläche, die 
dem Abstellen eines Kraftfahrzeuges in einer 
Garage oder auf einem Stellplatz dient.

(7)  Die  Nutzfläche  einer  Garage  ist  die 
Summe aller miteinander verbundenen Flä-
chen der Garageneinstellplätze und der Ver-
kehrsflächen.  Die  Nutzfläche  einer  automa-
tischen Garage ist die Summe der Flächen 
aller Garageneinstellplätze. Einstellplätze auf 
Dächern (Dacheinstellplätze) und die dazu-
gehörigen Verkehrsflächen werden der Nutz-
fläche nicht zugerechnet, soweit nichts ande-
res bestimmt ist.

(8) Es sind Garagen mit einer Nutzfläche
1. bis 100 m2 Kleingaragen,

2. über 100 m2 bis 1 000 m2 Mittelgaragen,

3. über 1 000 m2 Großgaragen.

§ 2

Allgemeine Anforderungen

(1) In Mittel- und Großgaragen sind Ein-
stellplätze,  Verkehrsflächen,  Treppenräume 
und allgemein zugängliche Flächen so über-
sichtlich zu gestalten, dass sich alle Benut-
zerinnen und Benutzer gefahrlos orientieren 
können, auch wenn sie mit der Anlage nicht 
vertraut sind. Dies gilt insbesondere für Zu- 
und Ausgänge. Treppenräume und Aufzüge 
sind soweit möglich an den Außenwänden 
anzuordnen. Sie sollen großzügig bemessen 
und gut auffindbar sein. Für alle Bereiche, in 
denen sich Personen zu Fuß oder mit einem 
Rollstuhl bewegen, ist soweit möglich Tages-
licht durch direkten Lichteinfall zu verwenden. 
Geschosshohe Glaselemente sollen Durch-
blicke in alle Benutzerräume ermöglichen. 
Parkstraßen sollen möglichst einbau- und 
stützenfrei sein. Wände, Decken und Fuß-
böden sind aus hellen Materialien herzustel-
len oder mit hellen Anstrichen zu versehen. 
Beleuchtungskörper sind derart zu verteilen, 
dass dunkle und verschattete Bereiche ver-*) FFN 361-130

Verordnung über den Bau und Betrieb von Garagen und Stellplätzen 
(Garagenverordnung - GaV)*)

Vom 15. November 2022
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mieden werden. Nichteinsehbare Bereiche 
sind zu vermeiden.

(2) Mittel- und Großgaragen müssen 
eine ausreichende Anzahl von barrierefreien 
Einstellplätzen haben; der Anteil dieser Ein-
stellplätze bezogen auf die Gesamtzahl der 
Einstellplätze muss mindestens 3 Prozent 
betragen. Sie müssen barrierefrei erreichbar 
und sollen in der Nähe der Aufzüge angeord-
net sein. In allgemein zugänglichen Mittel- 
und Großgaragen müssen die barrierefreien 
Einstellplätze ausschließlich Kraftfahrzeugen 
vorbehalten sein, die von schwerbehinder-
ten Menschen mit außergewöhnlicher Geh-
behinderung im Sinne des § 6 Abs. 1 Nr. 15 
Buchst. a des Straßenverkehrsgesetzes oder 
entsprechender straßenverkehrsrechtlicher 
Vorschriften genutzt werden; die Einstell-
plätze sind als solche kenntlich zu machen. 
Satz 1 bis 3 gelten für Stellplätze mit einer 
Gesamtfläche von mehr als 100 m2 entspre-
chend. 

(3) In allgemein zugänglichen Mittel- und 
Großgaragen müssen Einstellplätze für von 
Frauen geführte Kraftfahrzeuge und Ein-
stellplätze für von Personen mit Kleinkin-
dern genutzte Kraftfahrzeuge in angemes-
senem Umfang, mindestens jedoch jeweils 
5 Prozent bezogen auf die Gesamtzahl der 
Einstellplätze, eingerichtet und als solche 
kenntlich gemacht werden. Die Einstellplät-
ze nach Satz 1 und ihre Zugänge sind so zu 
gestalten, dass sie durch Aufsichtspersonen 
oder Videokameras einsehbar sind. Die Ein-
richtung von besonderen Frauenparkplätzen 
ist nicht erforderlich, wenn in der gesamten 
Garage die Anforderungen nach Satz 2 ein-
gehalten werden.

(4) Bei der Anordnung von Garagen und 
der Herstellung von Stellplätzen, Fahrgas-
sen, Zu- und Abfahrten sind die Grundsätze 
des ökologisch orientierten Bauens zu be-
achten. Ebenerdige Stellplätze, Außenwände 
und nicht genutzte Dachflächen von Garagen 
sollen begrünt werden. Die begrünten Flä-
chen sollen in einem angemessenen Verhält-
nis  zur  Nutzfläche  stehen  und  mindestens  
20 Prozent von dieser betragen, wenn die 
Nutzfläche über 100 m2 beträgt.

§ 3

Zu- und Abfahrten

(1)  Zwischen  Garagen  und  öffentlichen 
Verkehrsflächen müssen Zu-  und Abfahrten 
von mindestens 3 m Länge vorhanden sein. 
Dies gilt nicht für offene Kleingaragen, wenn 
wegen der Sicht auf die öffentliche Verkehrs-
fläche Bedenken nicht bestehen.

(2) Vor den die freie Zufahrt zur Garage 
zeitweilig hindernden Anlagen, wie Schran-
ken oder Toren, ist ein Stauraum für warten-
de Kraftfahrzeuge vorzusehen, wenn dies 
wegen der Sicherheit oder Leichtigkeit des 
Verkehrs erforderlich ist.

(3) Die Fahrbahnen von Zu- und Abfahr-
ten vor Mittel- und Großgaragen müssen 
mindestens 2,75 m breit sein; der Halbmes-
ser des inneren Fahrbahnrandes muss min-
destens 5 m betragen. Für Fahrbahnen im 
Bereich von Zu- und Abfahrtssperren genügt 
eine Breite von 2,30 m. Breitere Fahrbahnen 

sind in Kurven mit Innenradien von weniger 
als 10 m vorzusehen, wenn dies die Ver-
kehrssicherheit erfordert.

(4) Großgaragen müssen getrennte Fahr-
bahnen für Zu- und Abfahrten haben.

(5) Bei Großgaragen ist neben den Fahr-
bahnen der Zu- und Abfahrten ein mindes-
tens 0,80 m breiter Gehweg erforderlich. 
Der Gehweg muss gegenüber der Fahrbahn 
erhöht oder verkehrssicher abgegrenzt wer-
den.

(6) In den Fällen der Abs. 3 bis 5 sind die 
Dacheinstellplätze und die dazugehörigen 
Verkehrsflächen der Nutzfläche zuzurechnen.

(7) Für Zu- und Abfahrten von Stellplätzen 
gelten Abs. 2 bis 5 sinngemäß.

§ 4

Rampen

(1) Rampen von Mittel- und Großgaragen 
dürfen nicht mehr als 15 Prozent geneigt sein; 
bei gewendelten Rampen ist die Neigung auf 
der Mittellinie der innersten Fahrspur zu mes-
sen. Die Breite der Fahrbahnen auf diesen 
Rampen muss mindestens 2,75 m, in gewen-
delten Rampenbereichen mindestens 3,50 m 
betragen. Gewendelte Rampenteile müssen 
eine Querneigung von mindestens 3 Prozent 
haben. Der Halbmesser des inneren Fahr-
bahnrandes muss mindestens 5 m betragen.

(2) Zwischen einer Rampe mit mehr als 
10 Prozent Neigung und der öffentlichen Ver-
kehrsfläche muss eine mindestens 3 m  lan-
ge Fläche liegen, deren Neigung höchstens  
5 Prozent beträgt.

(3) In Großgaragen müssen Rampen, die 
von Personen zu Fuß benutzt werden, einen 
mindestens 0,80 m breiten Gehweg haben, 
der gegenüber der Fahrbahn erhöht oder 
verkehrssicher abgegrenzt ist. An Rampen, 
die von Personen zu Fuß nicht benutzt wer-
den dürfen, ist auf das Verbot hinzuweisen.

(4) Für Rampen von Stellplätzen gelten 
die Abs. 1 bis 3 sinngemäß.

(5) Kraftbetriebene geneigte Hebebühnen 
sind keine Rampen.

§ 5

Einstellplätze und Fahrgassen

(1) Ein notwendiger Einstellplatz muss 
mindestens 5 m lang sein. Die Breite eines 
notwendigen Einstellplatzes muss mindes-
tens betragen

1. a)  2,30 m, wenn keine Längsseite,

b)  2,40 m, wenn eine Längsseite,

c)  2,50 m, wenn jede Längsseite

des Einstellplatzes im Abstand bis zu 0,10 m 
durch Wände, Stützen, andere Bauteile 
oder Einrichtungen begrenzt ist,

2.  3,50 m, wenn er als barrierefreier Einstell-
platz nach § 2 Abs. 2 oder für von Perso-
nen mit Kleinkindern genutzte Kraftfahr-
zeuge nach § 2 Abs. 3 Satz 1 bestimmt ist.

Einstellplätze auf kraftbetriebenen Hebe-
bühnen brauchen in den Fällen des Satz 2 
Nr. 1 nur 2,30 m breit zu sein. Satz 1 und 
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für Nutzerinnen und Nutzer zugänglichen 
Erschließungsbereichen der barrierefreien 
Stellplätze nach § 2 Abs. 2 muss 2,20 m be-
tragen.

§ 7

Tragende Wände, Pfeiler, Stützen, Decken, 
Dächer von Mittel- und Großgaragen

(1) Bei Mittel- und Großgaragen müssen 
die tragende Wände, Pfeiler und Stützen, De-
cken über und unter Garagen oder zwischen 
Garagengeschossen feuerbeständig sein.

(2) Liegen Einstellplätze nicht mehr als 
22 m über der Geländeoberfläche, brauchen 
Wände, Pfeiler, Stützen und Decken nach 
Abs. 1

1.  bei oberirdischen Mittel- und Großgaragen 
nur feuerhemmend und aus nichtbrenn-
baren Baustoffen zu sein, soweit sich aus 
den §§ 30 und 34 der Hessischen Bauord-
nung keine weitergehenden Anforderun-
gen ergeben, und

2.  bei  offenen  Mittel-  und  Großgaragen  in 
Gebäuden, die allein der Garagennutzung 
dienen, nur aus nichtbrennbaren Baustof-
fen zu bestehen.

(3) Wände, Pfeiler, Stützen und Decken 
nach Abs. 1 brauchen bei eingeschossigen 
oberirdischen Mittel- und Großgaragen auch 
mit Dacheinstellplätzen, wenn das Gebäude 
allein der Garagennutzung dient, nur feuer-
hemmend zu sein oder aus nichtbrennbaren 
Baustoffen zu bestehen.

(4) Wände, Pfeiler, Stützen und Decken 
nach Abs. 1 brauchen bei automatischen Ga-
ragen nur aus nichtbrennbaren Baustoffen zu 
bestehen, wenn das Gebäude allein als auto-
matische Garage genutzt wird.

(5) Für befahrbare Dächer von Mittel- und 
Großgaragen gelten die Anforderungen an 
Decken.

(6) Bekleidungen und Dämmschichten 
unter Decken und Dächern müssen

1.  bei Großgaragen aus nichtbrennbaren 
Baustoffen und

2.  bei Mittelgaragen aus mindestens schwer-
entflammbaren Baustoffen 

bestehen. Bei Großgaragen dürfen Beklei-
dungen  aus  mindestens  schwerentflamm-
baren  Baustoffen  bestehen,  wenn  deren 
Bestandteile volumenmäßig überwiegend 
nichtbrennbar sind und deren Abstand zur 
Decke oder zum Dach höchstens 0,02 m be-
trägt.

§ 8

Außenwände

Außenwände von Mittel- und Großgara-
gen müssen aus nichtbrennbaren Baustoffen 
bestehen. Satz 1 gilt nicht für Außenwände 
von eingeschossigen oberirdischen Mittel- 
und Großgaragen, wenn das Gebäude allein 
der Garagennutzung dient.

2 gelten nicht für Einstellplätze auf horizon-
tal verschiebbaren Plattformen und für diese 
Plattformen.

(2) Fahrgassen müssen, soweit sie un-
mittelbar der Zu- oder Abfahrt von Einstell-
plätzen dienen, hinsichtlich ihrer Breite min-
destens die Anforderungen der folgenden 
Tabelle erfüllen; Zwischenwerte sind linear 
zu interpolieren:

Anordnung der 
Einstellplätze 
zur Fahrgasse

Erforderliche Fahrgassen-
breite bei einer Einstell-
platzbreite von

2,30 m 2,40 m 2,50 m

90° 6,50 m 6,00 m 5,50 m

bis 45° 3,50 m 3,25 m 3,00 m

Vor kraftbetriebenen Hebebühnen müssen 
die Fahrgassen mindestens 8 m breit sein, 
wenn die Hebebühnen Fahrspuren haben 
oder beim Absenken in die Fahrgasse hinein-
ragen.

(3) Fahrgassen müssen, soweit sie nicht 
unmittelbar der Zu- oder Abfahrt von Ein-
stellplätzen dienen, mindestens 2,75 m breit 
sein. Fahrgassen mit Gegenverkehr müssen 
in Mittel- und Großgaragen mindestens 5 m 
breit sein.

(4) Einstellplätze auf horizontal verschieb-
baren Plattformen sind in Fahrgassen zuläs-
sig, wenn

1.  eine Breite der Fahrgassen von mindes-
tens 2,75 m erhalten bleibt,

2.  die Plattformen nicht vor kraftbetriebenen 
Hebebühnen angeordnet werden und

3.  in Fahrgassen mit Gegenverkehr kein 
Durchgangsverkehr stattfindet.
(5) Die einzelnen Einstellplätze und die 

Fahrgassen sind durch Markierungen am Bo-
den leicht erkennbar und dauerhaft gegenei-
nander abzugrenzen. Dies gilt nicht für

1.  Kleingaragen ohne Fahrgassen,

2.  Einstellplätze auf kraftbetriebenen Hebe-
bühnen und

3.  Einstellplätze auf horizontal verschiebba-
ren Plattformen.

Mittel- und Großgaragen müssen in jedem 
Geschoss leicht erkennbare und dauerhafte 
Hinweise auf Fahrtrichtungen und Ausfahrten 
haben.

(6) Die Abs. 1 bis 5 gelten nicht für auto-
matische Garagen.

§ 6

Lichte Höhe

Mittel- und Großgaragen müssen in zum 
Begehen bestimmten Bereichen, auch unter 
Unterzügen, Lüftungsleitungen und sonsti-
gen Bauteilen eine lichte Höhe von mindes-
tens 2 m haben. Dies gilt nicht für kraftbetrie-
bene Hebebühnen. Die lichte Höhe in den 
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oder aus nichtbrennbaren Baustoffen beste-
hen. Für offene Kleingaragen ist eine Gebäu-
deabschlusswand nach § 33 Abs. 2 Nr. 1 der 
Hessischen Bauordnung nicht erforderlich; 
dies gilt für angebaute Abstellräume mit nicht 
mehr als 20 m² Grundfläche entsprechend.

(4) Geschlossenen Kleingaragen dürfen 
mit anderen Kleingaragen sowie nicht zur 
Garage gehörenden Räumen und mit an-
deren Gebäuden unmittelbar  nur  durch Öff-
nungen mit mindestens feuerhemmenden, 
dicht- und selbstschließenden Abschlüssen 
verbunden sein.

§ 12

Rauchabschnitte, Brandabschnitte

(1) Geschlossene Garagen, ausgenom-
men automatische Garagen, müssen durch 
mindestens feuerhemmende, aus nicht-
brennbaren  Baustoffen  bestehende  Wände 
in Rauchabschnitte unterteilt sein. Die Nutz-
fläche eines Rauchabschnittes darf
1.  in oberirdischen geschlossenen Garagen 

höchstens 5 000 m2 und

2.  in sonstigen geschlossenen Garagen 
höchstens 2 500 m2 

betragen; sie darf höchstens doppelt so groß 
sein, wenn die Garagen Sprinkleranlagen ha-
ben. Für Großgaragen, deren unterste Ebe-
ne nicht unter dem zweiten Untergeschoss 
liegt, können anstelle von Sprinkleranlagen 
Rauch- und Wärmeabzugsanlagen nach  
§ 17 Abs. 3 Nr. 2 eingebaut werden. Rauch- 
und Wärmeabzugsanlagen sind so anzuord-
nen, dass eine gesundheitliche Gefährdung 
von Personen in Aufenthaltsräumen ausge-
schlossen wird. Ein Rauchabschnitt darf sich 
auch über mehrere Geschosse erstrecken.

(2) Öffnungen in den Wänden nach Abs. 1 
müssen mit selbstschließenden, rauch-
dichten Abschlüssen aus nichtbrennbaren 
Baustoffen  versehen  sein.  Die  Abschlüs-
se müssen Feststellanlagen haben, die bei 
Raucheinwirkung ein selbsttätiges Schließen 
bewirken; sie müssen auch von Hand ge-
schlossen werden können.

(3) Automatische Garagen müssen durch 
Brandwände in Brandabschnitte von höchs-
tens 6 000 m3 Brutto-Rauminhalt unterteilt 
sein.

(4) § 33 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 der Hessi-
schen Bauordnung gilt nicht für Garagen.

§ 13

Verbindungen zu Garagen und  
zwischen Garagengeschossen von Mittel- 

und Großgaragen

(1) Flure, Treppenräume und Aufzugsvor-
räume, die nicht nur der Benutzung der Gara-
ge dienen, dürfen verbunden sein

1.  mit geschlossenen Mittel- und Groß-
garagen nur durch Räume mit feuerbe-
ständigen Wänden und Decken sowie 
mindestens feuerhemmenden und selbst-
schließenden Türen, die in Fluchtrichtung 
aufschlagen (Sicherheitsschleusen), und 

§ 9

Trennwände, sonstige Innenwände, Tore 
und Einbauten

(1) Trennwände zwischen Mittel- und 
Großgaragen und anders genutzten Räu-
men müssen die Feuerwiderstandsfähigkeit 
der tragenden und aussteifenden Bauteile 
des Geschosses haben, jedoch mindestens 
feuerhemmend sein. Wände zwischen Mittel- 
oder Großgaragen und anderen Gebäuden 
müssen mindestens feuerbeständig sein.

(2) In Mittel- und Großgaragen müssen 
sonstige Innenwände und Tore, Einbauten, 
insbesondere Einrichtungen für mechani-
sche Parksysteme, aus nichtbrennbaren 
Baustoffen  bestehen.  Einbauten  zur  räum-
lichen Abgrenzung von Stellplätzen dürfen 
die Löscharbeiten und die Lüftung nach § 16 
sowie den Rauch- und Wärmeabzug nach  
§ 17 Abs. 3 nicht beeinträchtigen.

(3) Sofern Gründe des Brandschutzes 
nicht entgegenstehen, können durch eine Ga-
rage auch Leitungsanlagen geführt werden, 
die nicht der Versorgung der Garage dienen.

§ 10

Gebäudeabschlusswände

Gebäudeabschlusswände im Sinne des  
§ 33 Abs. 2 Nr. 1 der Hessischen Bauord-
nung sind in Mittel- und Großgaragen als 
Brandwände auszuführen. Bei eingeschos-
sigen oberirdischen Mittel- und Großgaragen 
genügen feuerbeständige Abschlusswände 
ohne Öffnungen,  wenn  das Gebäude  allein 
der Garagennutzung dient.

§ 11

Wände, Pfeiler, Stützen und Decken  
sowie Öffnungen in Trennwänden von  

Kleingaragen

(1) Für Kleingaragen sind tragende Wän-
de, Pfeiler und Stützen und Decken ohne 
Feuerwiderstand zulässig. Für Kleingaragen 
in sonst anders genutzten Gebäuden gelten 
die Anforderungen der §§ 30 und 34 der Hes-
sischen Bauordnung.

(2) Trennwände und Decken zwischen 
geschlossenen Kleingaragen und anderen 
Räumen oder Gebäuden müssen als raum-
abschließende Bauteile feuerhemmend sein, 
soweit sich aus § 32 Abs. 3 sowie § 34 Abs. 1 
und 2 der Hessischen Bauordnung keine 
weitergehenden Anforderungen ergeben. 
Öffnungen  in  Trennwänden  müssen  nach  
§ 32 Abs. 5 der Hessischen Bauordnung feu-
erhemmende, dicht- und selbstschließende 
Abschlüsse haben. Satz 1 und 2 gelten nicht 
für Trennwände und Abschlüsse in Trenn-
wänden zwischen

1.  offenen Kleingaragen und anders genutz-
ten Räumen oder Gebäuden, 

2.  Kleingaragen und Räumen oder Gebäu-
den, die nur Abstellzwecken dienen und 
nicht mehr als 20 m² Grundfläche haben. 
(3) Anstelle von Gebäudeabschlusswän-

den nach § 33 Abs. 2 Nr. 1 der Hessischen 
Bauordnung genügen in Kleingaragen Wän-
de ohne Öffnungen, die feuerhemmend sind 
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§ 15

Beleuchtung

(1) In Mittel- und Großgaragen muss eine 
allgemeine elektrische Beleuchtung vorhan-
den sein. Sie muss so beschaffen und min-
destens in zwei Stufen derartig schaltbar 
sein,  dass  an  allen  Stellen  der Nutzflächen 
und Rettungswege in der ersten Stufe eine 
Beleuchtungsstärke von mindestens einem 
Lux und in der zweiten Stufe von mindestens 
20 Lux erreicht wird.

(2) In geschlossenen Großgaragen, aus-
genommen eingeschossige Großgaragen 
mit festem Benutzerkreis, muss zur Beleuch-
tung der Rettungswege eine Sicherheitsbe-
leuchtung vorhanden sein.

(3) Abs. 1 und 2 gelten nicht für automati-
sche Garagen.

§ 16

Lüftung

(1) Geschlossene Mittel- und Großga-
ragen müssen maschinelle Abluftanlagen 
haben, soweit nicht nach Abs. 6 und 7 eine 
natürliche Lüftung ausreicht. Sie müssen 
außerdem ausreichend große und so auf 
die Garage  verteilte  Zuluftöffnungen haben, 
dass alle Teile der Garage ausreichend be-
lüftet und entlüftet werden. Die Abluftanlage 
ist so zu bemessen, einzurichten und zu be-
treiben, dass der Volumengehalt an Kohlen-
monoxid in der Luft, gemessen über einen 
zusammenhängenden Zeitraum von einer 
Stunde in einer Höhe von etwa 1,50 m über 
dem Fußboden, unter Berücksichtigung der 
regelmäßig zu erwartenden Verkehrsspitzen 
im Mittel nicht mehr als 50 ppm (cm³/m³) be-
trägt. Dies gilt in der Regel als erfüllt, wenn 
die Abluftanlage bei Garagen mit geringem 
Zu- und Abgangsverkehr, wie bei Wohnhaus-
garagen, mindestens 8 m3, bei anderen Ga-
ragen mindestens 16 m3 Abluft in der Stun-
de je m2 Garagennutzfläche abführen kann. 
Für geschlossene Mittel- und Großgaragen 
mit nicht nur geringem Zu- und Abgangs-
verkehr können über die Begrenzung des 
Volumengehaltes an Kohlenmonoxid nach  
Satz 3 hinaus technische Maßnahmen ge-
fordert werden, die einen Betrieb der ma-
schinellen Abluftanlagen in Abhängigkeit 
vom Verkehrsaufkommen gewährleisten 
(frequenzabhängige Schaltung). Für Gara-
gen oder Teile von Garagen mit regelmäßig 
außergewöhnlichen Verkehrsspitzen kann 
außerdem ein rechnerischer Nachweis der 
erforderlichen Abluftleistung verlangt werden.

(2) Maschinelle Abluftanlagen müssen 
in jedem Lüftungssystem mindestens zwei 
gleich große Ventilatoren haben, die bei 
gleichzeitigem Betrieb zusammen die er-
forderliche Gesamtleistung erbringen. Jeder 
Ventilator einer maschinellen Abluftanlage 
muss aus einem eigenen Stromkreis ge-
speist werden, an den andere elektrische An-
lagen nicht angeschlossen werden können. 
Soll das Lüftungssystem zeitweise nur mit ei-
nem Ventilator betrieben werden, müssen die 
Ventilatoren so geschaltet sein, dass sich bei 
Ausfall eines Ventilators der andere selbsttä-
tig einschaltet. Von Satz 1 bis 3 kann beim 
Einsatz von Impuls-Ventilationssystemen 

2.  mit  offenen Mittel-  und  Großgaragen  un-
mittelbar nur durch Öffnungen mit mindes-
tens feuerhemmenden und selbstschlie-
ßenden Türen.

Zwischen Sicherheitsschleusen und Fluren 
oder Treppenräumen sowie Aufzugsvorräu-
men genügen rauchdichte und selbstschlie-
ßende Türen.

(2) Mittel- und Großgaragen dürfen mit 
sonstigen nicht zur Garage gehörenden Räu-
men sowie mit anderen Gebäuden unmit-
telbar  nur  durch  Öffnungen mit  mindestens 
feuerhemmenden, rauchdichten und selbst-
schließenden Türen verbunden sein. Auto-
matische Garagen dürfen mit nicht zur Gara-
ge gehörenden Räumen sowie mit anderen 
Gebäuden nicht verbunden sein.

(3) Türen zu Treppenräumen, die Gara-
gengeschosse in Mittel- und Großgaragen 
miteinander verbinden, müssen mindestens 
feuerhemmend, rauchdicht und selbstschlie-
ßend sein und aus nichtbrennbaren Baustof-
fen bestehen.

§ 14

Rettungswege

(1) Jede Mittel- und Großgarage muss in 
jedem Geschoss mindestens zwei vonein-
ander unabhängige bauliche Rettungswege 
haben, die unmittelbar oder über notwendige 
Treppenräume ins Freie führen. In oberirdi-
schen Mittel- und Großgaragen genügt ein 
baulicher Rettungsweg nach Abs. 2, wenn 
ein Ausgang ins Freie in höchstens 10 m Ent-
fernung erreichbar ist. Einer von den zwei 
Rettungswegen nach Satz 1 darf über Ram-
pen führen. Bei oberirdischen Mittel- und 
Großgaragen, deren Einstellplätze im Mittel 
nicht mehr als 3 m über der Geländeoberflä-
che liegen, genügen notwendige Treppen als 
Rettungswege nach Satz 1.

(2) Von jeder Stelle einer Mittel- und 
Großgarage muss in demselben Geschoss 
mindestens ein Ausgang ins Freie, ein not-
wendiger Treppenraum oder, wenn ein Trep-
penraum nicht erforderlich ist, mindestens 
eine notwendige Treppe in einer Entfernung 
von

1.  höchstens  50  m  bei  offenen  Mittel-  und 
Großgaragen und

2.  höchstens 30 m bei geschlossenen Mittel- 
und Großgaragen 

erreichbar sein. Die Entfernung ist in der 
Luftlinie, jedoch nicht durch Bauteile zu 
messen.

(3) In Mittel- und Großgaragen müssen 
dauerhafte und leicht erkennbare Hinweise 
auf die Ausgänge vorhanden sein. In Groß-
garagen müssen die zu den notwendigen 
Treppen oder zu den Ausgängen ins Freie 
führenden Wege auf dem Fußboden durch 
dauerhafte und leicht erkennbare Markierun-
gen sowie an den Wänden durch beleuchtete 
Hinweise gekennzeichnet sein.

(4) Für Dacheinstellplätze gelten Abs. 1 
bis 3 sinngemäß.

(5) Abs. 1 bis 3 gelten nicht für automati-
sche Garagen.
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verordnung anerkannten prüfsachverständi-
gen Person zu erwarten ist, dass der Koh-
lenmonoxidgehalt der Luft in der Garage bei 
natürlicher Lüftung auch während der regel-
mäßigen Verkehrsspitzen im Mittel, gemes-
sen in einer Höhe von etwa 1,50 m über dem 
Fußboden über einen zusammenhängenden 
Zeitraum von einer Stunde, nicht mehr als 
50 ppm betragen wird und wenn dies auf der 
Grundlage von Messungen, die nach Inbe-
triebnahme der Garage über einen Zeitraum 
von mindestens einem Monat durchzuführen 
sind, von einer für die Prüfung von Lüftungs-
anlagen nach der Hessischen Prüfberechtig-
ten- und Prüfsachverständigenverordnung 
anerkannten prüfsachverständigen Person 
bestätigt wird. 

(8) In allen Garagen müssen in genügen-
der Zahl auffällige, dauerhafte Anschläge an-
gebracht sein mit dem Wortlaut „Vorsicht bei 
laufenden Motoren! Vergiftungsgefahr!“.

(9) Die Abluftöffnungen maschineller Ab-
luftanlagen in Mittel- und Großgaragen sind 
so anzuordnen, dass durch die Abluft für die 
Umgebung keine Gefahren oder unzumut-
bare Nachteile oder Belästigungen entste-
hen. Sie sind in der Regel über Dach anzu-
ordnen.

(10) Abs. 1 bis 9 gelten nicht für automa-
tische Garagen.

§ 17

Feuerlöschanlagen, Rauch- und  
Wärmeabzug

(1) Nichtselbsttätige Feuerlöschanlagen 
wie halbstationäre Sprühwasser-Löschan-
lagen oder Leichtschaum-Löschanlagen 
müssen vorhanden sein

1.  in geschlossenen Garagen mit mehr als 
20 Einstellplätzen auf kraftbetriebenen 
Hebebühnen, wenn jeweils mehr als zwei 
Kraftfahrzeuge übereinander angeordnet 
werden können, und

2.  in automatischen Garagen mit nicht mehr 
als 20 Einstellplätzen.

Die Art der Feuerlöschanlage ist im Einzel-
fall im Benehmen mit der zuständigen Brand-
schutzdienststelle festzulegen.

(2) Selbsttätige Feuerlöschanlagen müs-
sen vorhanden sein

1.  in Geschossen von Großgaragen, wenn 
der Fußboden der Geschosse im Mittel 
mehr als 4 m unter der Geländeoberfläche 
liegt und das Gebäude nicht allein der Ga-
ragennutzung dient, und

2.  in automatischen Garagen mit mehr als  
20 Einstellplätzen.

Satz 1 Nr. 1 gilt nicht für Großgaragen, die 
keine Verbindung zu Geschossen mit ande-
rer Nutzung haben.

(3) Geschlossene Großgaragen müssen 
für den erforderlichen Rauch- und Wärme-
abzug

1.  Öffnungen ins Freie haben, die insgesamt 
mindestens 1 000 cm2 je Einstellplatz 
groß, von keinem Einstellplatz mehr als 
20 m entfernt und im Decken- oder oberen 
Wandbereich angeordnet sind, oder

abgewichen werden, wenn eine vergleich-
bare Betriebssicherheit des Systems sowie 
die Erfüllung der Anforderungen des Abs. 1 
projektbezogen durch ein Gutachten einer für 
die Prüfung von Lüftungsanlagen nach der 
Hessischen Prüfberechtigten- und Prüfsach-
verständigenverordnung vom 18. Dezember 
2006 (GVBl. I S. 745), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 2. Dezember 2020 (GVBl. 
S. 854, 927), anerkannten prüfsachverstän-
digen Person nachgewiesen ist.

(3) Geschlossene Mittel- und Großgara-
gen sollen CO-Warnanlagen zur Messung 
von Kohlenmonoxid (CO) sowie zur Warnung 
und gegebenenfalls zur Regelung bei einem 
erhöhten Kohlenmonoxidgehalt der Luft ha-
ben. Die CO-Warnanlagen müssen so be-
schaffen sein, dass bei Überschreitung eines 
Kohlenmonoxidgehaltes der Luft von 85 ppm 
für 15 Minuten über Lautsprecher oder durch 
Blinkzeichen mit deutlicher Aufschrift dazu 
aufgefordert werden kann, die Motoren der 
Kraftfahrzeuge abzuschalten. CO-Warnan-
lagen sind an eine Ersatzstromquelle anzu-
schließen.

(4) Ist mit der maschinellen Abluftanlage 
nach Abs. 1 und 2 eine ausreichende Lüftung 
aller Teile der Garage durch Zuluftöffnungen 
nicht gesichert, so muss außerdem eine ma-
schinelle Zuluftanlage vorhanden sein. Für 
Zuluftventilatoren gilt Abs. 2 Satz 2 entspre-
chend.

(5) Räume innerhalb von Garagen, in 
denen Menschen für längere Zeit tätig sind 
und in die Kraftfahrzeugabgase eindringen 
können, müssen so zu lüften sein, dass die 
Anforderungen an Arbeitsräume erfüllt sind. 
Abfertigungsräume, Pförtnerlogen und ähn-
liche Räume müssen eigene maschinelle 
Zuluftanlagen haben, die das Zuströmen von 
Kraftfahrzeugabgasen verhindern. Für diese 
Anlagen genügt ein Zuluftventilator, wenn der 
Ausfall des Ventilators durch ein Warnsignal 
angezeigt wird.

(6) Für offene Garagen genügt die natür-
liche Lüftung. Für geschlossene Mittel- und 
Großgaragen mit geringem Zu- und Ab-
gangsverkehr reicht eine natürliche Lüftung 
aus, wenn Außenwände mit Lüftungsöffnun-
gen einander gegenüberliegen, die in ober-
irdischen Garagen nicht weiter als 35 m, in 
eingeschossigen unterirdischen Garagen 
nicht weiter als 20 m voneinander entfernt 
sind, und wenn überall eine ständige Quer-
lüftung  gesichert  ist.  Die  Lüftungsöffnungen 
müssen  oberhalb  der  Geländeoberfläche 
liegen, nicht verschließbar sein und einen 
freien Gesamtquerschnitt von mindestens 
600 cm2 je Garageneinstellplatz haben. In 
Garagen, die nur die Tiefe eines Garagenein-
stellplatzes haben, sowie in Kleingaragen ge-
nügen Lüftungsöffnungen in den Außentüren 
mit einem freien Querschnitt von insgesamt 
mindestens 150 cm2 je Garageneinstellplatz.

(7) Für geschlossene Mittel- und Groß-
garagen, die nach Lage und Abmessungen 
den Voraussetzungen nach Abs. 6 Satz 2 
nicht entsprechen, sind maschinelle Abluft-
anlagen nicht erforderlich, wenn im Einzelfall 
nach dem Gutachten einer für die Prüfung 
von Lüftungsanlagen nach der Hessischen 
Prüfberechtigten- und Prüfsachverständigen-
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Abs. 3 sind die Betreiberin oder der Betreiber 
zuständig.

§ 20

Abstellen von Kraftfahrzeugen in anderen 
Räumen als Garagen

(1) Kraftfahrzeuge dürfen in Treppenräu-
men, Fluren und Kellergängen nicht abge-
stellt werden.

(2) Kraftfahrzeuge dürfen in sonstigen 
Räumen, die keine Garagen sind, nur abge-
stellt werden, wenn

1. a)  das Gesamtfassungsvermögen der 
Kraftstoffbehälter  aller  abgestellten 
Kraftfahrzeuge nicht mehr als 12 l be-
trägt,

b)  Kraftstoff  außerhalb  der  Kraftstoffbe-
hälter abgestellter Kraftfahrzeuge nicht 
aufbewahrt wird und

c)  keine Zündquelle und keine leicht ent-
zündlichen Stoffe vorhanden sind

d)  Abtrennungen durch Türen zu Räumen 
mit Feuerstätten oder leicht entzündli-
chen Stoffen vorhanden sind,

2.  die abgestellten Kraftfahrzeuge Arbeitsma-
schinen sind.

§ 21

Bauvorlagen, Feuerwehrpläne

(1) Die Bauvorlagen müssen soweit erfor-
derlich zusätzliche Angaben enthalten, ins-
besondere über die

1.  Zahl, Abmessung und Kennzeichnung der 
Einstellplätze und Fahrgassen,

2. Brandmelde- und Feuerlöschanlagen,

3. CO-Warnanlagen,

4.  natürliche Lüftung und Rauch- und Wär-
meabzugsöffnungen,

5. maschinellen Lüftungsanlagen,

6.  maschinellen Rauch- und Wärmeabzugs-
anlagen und

7. Sicherheitsbeleuchtung.

(2) Für Großgaragen können Feuerwehr-
pläne für den Einsatz der Feuerwehr verlangt 
werden.

§ 22

Weitergehende Anforderungen

Weitergehende Anforderungen als nach 
dieser Verordnung können zur Erfüllung des 
§ 3 der Hessischen Bauordnung gestellt 
werden, soweit Garagen oder Stellplätze für 
Kraftfahrzeuge bestimmt sind, deren Länge 
mehr als 5 m und deren Breite mehr als 2 m 
beträgt, oder wenn dies zur Gefahrenabwehr 
oder zur zweckentsprechenden Nutzung der 
Garagen durch Menschen mit Behinderun-
gen erforderlich ist.

2.  maschinelle Rauch- und Wärmeabzugs-
anlagen haben, die sich bei Raucheinwir-
kung selbsttätig einschalten, mindestens 
für eine Stunde einer Temperatur von 300° C 
standhalten, deren elektrische Leitungs-
anlagen bei äußerer Brandeinwirkung für 
mindestens die gleiche Zeit funktionsfähig 
bleiben und die in der Stunde einen min-
destens zehnfachen Luftwechsel gewähr-
leisten; eine ausreichende Versorgung mit 
Zuluft muss vorhanden sein. 

Beim Einsatz von Impuls-Ventilationssys-
temen als Bestandteil von maschinellen 
Rauch- und Wärmeabzugsanlagen ist die 
Wirksamkeit des Systems durch ein Gut-
achten einer für die Prüfung von Rauch- und 
Wärmeabzugsanlagen nach der Hessischen 
Prüfberechtigten- und Prüfsachverständigen-
verordnung anerkannten prüfsachverständi-
gen Person nachzuweisen.

(4) Abs. 3 gilt nicht für Garagen mit selbst-
tätiger Feuerlöschanlage nach Abs. 2 und mit 
maschinellen Abluftanlagen nach § 16 Abs. 1, 
die mindestens 16 m3 Abluft in der Stunde je 
m2 Garagennutzfläche abführen können.

(5) Großgaragen müssen in Geschossen, 
deren Fußboden im Mittel

1.  entweder mehr als 4 m unter oder

2.  mehr als 15 m über

der Geländeoberfläche liegt, in unmittelbarer 
Nähe jedes Treppenraumzuganges Wand-
hydranten an Steigleitungen nass oder nass/
trocken haben.

§ 18

Brandmeldeanlagen

Geschlossene Mittel- und Großgaragen 
müssen Brandmeldeanlagen haben, wenn 
sie mit Gebäudeteilen in Verbindung stehen, 
für die Brandmeldeanlagen erforderlich sind. 
Für andere Mittel- und Großgaragen kann 
der Einbau von Brandmeldeanlagen verlangt 
werden, wenn dies nach Lage, Art und Größe 
der Garage erforderlich ist.

§ 19

Betriebsvorschriften

(1) In Mittel- und Großgaragen muss die 
allgemeine elektrische Beleuchtung nach 
§ 15 Abs. 1 während der Benutzungszeit 
ständig mit einer Beleuchtungsstärke von 
mindestens einem Lux eingeschaltet sein, 
soweit nicht Tageslicht mit einer entspre-
chenden Beleuchtungsstärke vorhanden ist.

(2) Maschinelle Lüftungsanlagen und CO-
Warnanlagen müssen so instandgehalten 
werden, dass sie ständig betriebsbereit sind. 
CO-Warnanlagen müssen während der Be-
nutzungszeit ständig eingeschaltet sein.

(3) In Mittel- und Großgaragen dürfen 
brennbare  Stoffe  außerhalb  von  Kraftfahr-
zeugen nur in unerheblichen Mengen aufbe-
wahrt werden. In Kleingaragen dürfen bis zu 
200 l Dieselkraftstoff und bis zu 20 l Benzin in 
dicht verschlossenen, bruchsicheren und ge-
eigneten Behältern aufbewahrt werden.

(4) Für die Einhaltung der Verpflichtungen 
nach Abs. 1 bis 2 und der Vorgaben nach 
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§ 24

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2023 
in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
2024 außer Kraft.

§ 23

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 86 Abs. 1 
Nr. 21 der Hessischen Bauordnung handelt, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig

1.  entgegen § 16 Abs. 1 Satz 3 maschinel-
le Lüftungsanlagen nicht oder so betreibt, 
dass der Höchstwert des Kohlenmonoxid-
gehaltes der Luft nach § 16 Abs. 1 Satz 3 
überschritten wird,

2.  entgegen § 19 Abs. 1 geschlossene Mittel- 
und Großgaragen nicht ständig oder nicht 
ausreichend beleuchtet.

Wiesbaden, den 15. November 2022

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  f ü r  
W i r t s c h a f t ,  E n e r g i e ,  Ve r k e h r  

u n d  Wo h n e n

A l - Wa z i r
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Aufgrund

1.  des § 17 Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 und Satz 4 
des Finanzverwaltungsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom  
4. April 2006 (BGBl. I S. 846, 1202), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 23. Mai 
2022 (BGBl. I S. 760), in Verbindung 
mit § 6 Nr. 3 der Delegationsverord-
nung vom 12. Dezember 2007 (GVBl. I  
S. 859), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 10. Januar 2022 (GVBl. S. 54),

2.  des § 387 Abs. 2 Satz 1, 2 und 5, auch 
in Verbindung mit § 409 Satz 2 der Ab-
gabenordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 1. Oktober 2002 
(BGBl. I S. 3866, 2003 I S. 61), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 12. Juli 2022  
(BGBl. I S. 1142), in Verbindung mit § 8 
Nr. 1 Buchst. a der Delegationsverord-
nung,

verordnet der Minister der Finanzen:

Artikel 1

Änderung der Verordnung über die  
Zuständigkeiten der hessischen  

Finanzämter

Die Verordnung über die Zuständigkeiten 
der hessischen Finanzämter vom 16. Sep-
tember 2019 (GVBl. S. 249), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 12. September 2022 
(GVBl. S. 449), wird wie folgt geändert:

1.  In der Inhaltsübersicht wird nach der An-
gabe zu § 16 folgende Angabe zu § 16a 
eingefügt:

„§ 16a  Forschungsstelle Künstliche Intel-
ligenz“

2. § 3 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) Nach Nr. 1 wird als Nr. 2 eingefügt:

„2.  das Finanzamt Hersfeld-Rotenburg 
für das Finanzamt Wiesbaden, je-
doch  nur  für  die  Steuerpflichtigen, 
deren Name mit den Buchstaben L 
bis Z beginnt,“

b)  Die bisherige Nr. 2 wird Nr. 3 und der 
Punkt am Ende wird durch ein Komma 
ersetzt.

c)  Als Nr. 4 wird angefügt:

„4.  das Finanzamt Nidda für das Finanz-
amt Offenbach am Main II.“

3. Dem § 6 wird als Abs. 10 angefügt:

„(10) Für die Besteuerung von Betrie-
ben gewerblicher Art des Landes Hessen 
nach dem Körperschaftsteuergesetz, Ge-
werbesteuergesetz und Umsatzsteuerge-
setz sowie für die Körperschaftsteuerzer-
legung in diesen Fällen ist, soweit sich aus 
den §§ 23 und 24 nichts anderes ergibt, 
das Finanzamt Wiesbaden für alle Finanz-
ämter zuständig.“

4. § 8 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Als Nr. 1 wird eingefügt:

„1.  das Finanzamt Bensheim für die 
Finanzämter Darmstadt, Dieburg, 
Groß-Gerau und Michelstadt,“

b)  Die bisherige Nr. 1 und 2 werden die  
Nr. 2 und 3.

c) Als neue Nr. 4 wird eingefügt:

„4.  das Finanzamt Gießen für die Fi-
nanzämter Bad Homburg vor der 
Höhe, Friedberg (Hessen), Limburg-
Weilburg und Wetzlar,“

d)  Die bisherigen Nr. 3 bis 5 werden die 
Nr. 5 bis 7.

5. Nach § 16 wird als § 16a eingefügt:

„§ 16a

Forschungsstelle Künstliche Intelligenz

Beim Finanzamt Kassel ist als Teil der 
Steuerfahndungsstelle eine Forschungs-
stelle Künstliche Intelligenz (FSKI) einge-
richtet, die alle Finanzämter – unbescha-
det deren Zuständigkeit  im Übrigen – bei 
der Verarbeitung personenbezogener Da-
ten und Informationen unterstützt.“

6. § 23 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„1.  vom Finanzamt Dieburg für die Fi-
nanzämter Darmstadt und Langen 
sowie hinsichtlich der Lohnsteuer 
von Arbeitgeberinnen und Arbeit-
gebern im Bezirk des Finanzamts 
Darmstadt für das Finanzamt Bens-
heim und hinsichtlich der Lohnsteuer 
von Arbeitgeberinnen und Arbeitge-
bern im Bezirk des Finanzamts Die-
burg für das Finanzamt Bensheim es 
sei denn, es handelt sich um

a)  eine zusätzliche selbstständige 
lohnsteuerliche Betriebsstätte ei-
nes rechtlich einheitlichen Unter-
nehmens oder

b)  Körperschaften, Personenvereini-
gungen oder Vermögensmassen 
nach § 6 Abs. 1,“

b) Nr. 6 wird wie folgt gefasst:

„6.  vom Finanzamt Limburg-Weilburg 
für die Finanzämter Rheingau-Tau-
nus und Wiesbaden sowie hinsicht-
lich der Lohnsteuer von Arbeitgebe-
rinnen und Arbeitgebern im Bezirk 
des Finanzamts Rheingau-Taunus 
für das Finanzamt Hofheim am Tau-
nus, hinsichtlich der Lohnsteuer von 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern 
im Bezirk des Finanzamts Wiesba-
den für das Finanzamt Hofheim am 
Taunus und hinsichtlich der Lohn-
steuer von Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgebern im Bezirk des Finanz-*) Ändert FFN 40-28
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amts Limburg-Weilburg für das Fi-
nanzamt Gießen, es sei denn, es 
handelt sich um

a)  eine zusätzliche selbstständige 
lohnsteuerliche Betriebsstätte ei-
nes rechtlich einheitlichen Unter-
nehmens oder

b)  Körperschaften, Personenvereini-
gungen oder Vermögensmassen 
nach § 6 Abs. 1,“

c) Nr. 8 wird wie folgt gefasst:

„8.  vom Finanzamt Nidda für die Finanz-
ämter Bad Homburg vor der Höhe 
und Friedberg (Hessen) sowie hin-
sichtlich der Lohnsteuer von Arbeit-
geberinnen und Arbeitgebern im Be-
zirk des Finanzamts Bad Homburg 
vor der Höhe für das Finanzamt Gie-
ßen und hinsichtlich der Lohnsteuer 
von Arbeitgeberinnen und Arbeit-
gebern im Bezirk des Finanzamts 
Friedberg (Hessen) für das Finanz-
amt Gießen, es sei denn, es handelt 
sich um 

a)  eine zusätzliche selbstständige 
lohnsteuerliche Betriebsstätte ei-
nes rechtlich einheitlichen Unter-
nehmens oder

b)  Körperschaften, Personenvereini-
gungen oder Vermögensmassen 
nach § 6 Abs. 1,“

7. § 24 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Abweichend von Abs. 1 werden 
die dort genannten Aufgaben hinsichtlich 
der Lohnsteuer für Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber im Bezirk des

 1.  Finanzamts Alsfeld-Lauterbach vom 
Finanzamt Alsfeld-Lauterbach für das 
Finanzamt Fulda,

 2.  Finanzamts Bad Homburg vor der 
Höhe vom Finanzamt Bad Homburg 
vor der Höhe für das Finanzamt Gie-
ßen,

 3.  Finanzamts Darmstadt vom Finanzamt 
Darmstadt für das Finanzamt Bens-
heim,

 4.  Finanzamts Dieburg vom Finanzamt 
Dieburg für das Finanzamt Bensheim,

 5.  Finanzamts Dillenburg vom Finanzamt 
Dillenburg für das Finanzamt Marburg-
Biedenkopf,

 6.  Finanzamts Eschwege-Witzenhausen 
vom Finanzamt Eschwege-Witzenhau-
sen für das Finanzamt Kassel,

 7.  Finanzamts Friedberg (Hessen) vom 
Finanzamt Friedberg (Hessen) für das 
Finanzamt Gießen,

 8.  Finanzamts Groß-Gerau vom Finanz-
amt Groß-Gerau für das Finanzamt 
Bensheim,

 9.  Finanzamts Hersfeld-Rotenburg vom 
Finanzamt Hersfeld-Rotenburg für das 
Finanzamt Fulda,

10.  Finanzamts Korbach-Frankenberg 
vom Finanzamt Korbach-Frankenberg 
für das Finanzamt Marburg-Bieden-
kopf,

11.  Finanzamts Limburg-Weilburg vom  
Finanzamt Limburg-Weilburg für das 
Finanzamt Gießen,

12.  Finanzamts Michelstadt vom Finanz-
amt Michelstadt für das Finanzamt 
Bensheim,

13.  Finanzamts Rheingau-Taunus vom  
Finanzamt Rheingau-Taunus für das 
Finanzamt Hofheim am Taunus, 

14.  Finanzamts Schwalm-Eder vom Fi-
nanzamt Schwalm-Eder für das  
Finanzamt Kassel,

15.  Finanzamts Wetzlar vom Finanzamt 
Wetzlar für das Finanzamt Gießen,

16.  Finanzamts Wiesbaden vom Finanz-
amt Wiesbaden für das Finanzamt 
Hofheim am Taunus

wahrgenommen, es sei denn, es handelt 
sich bei den Arbeitgeberinnen und Arbeit-
gebern um eine zusätzliche selbständige 
lohnsteuerliche Betriebsstätte eines recht-
lich einheitlichen Unternehmens oder um 
Körperschaften, Personenvereinigungen 
oder Vermögensmassen nach § 6 Abs. 1.“

8. § 28 wird wie folgt geändert:

a)  In Nr. 15 wird das Wort „und“ durch ein 
Komma ersetzt.

b)  In Nr. 16 wird der Punkt am Ende durch 
das Wort „und“ ersetzt.

c) Als Nr. 17 wird angefügt:

„17.  für Betriebe gewerblicher Art des 
Landes Hessen, das Finanzamt 
nach § 6 Abs. 10.“

Artikel 2

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 
2022 in Kraft. Abweichend von Satz 1 tritt  
Art. 1 Nr. 3 und 8 am 1. Januar 2023 in Kraft.

Wiesbaden, den 15. November 2022

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  d e r  F i n a n z e n

B o d d e n b e r g
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